
Wir laden unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der 
am Montag, den 25. Oktober 2010, um 14 Uhr, im 
HOTEL HESSISCHER HOF, 
Friedrich-Ebert-Anlage 40 
60325 Frankfurt am Main 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein.

Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses  	
	 zum 31. Dezember 2009 sowie des Berichts 	
	 des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2009

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung des 		
	 Vorstands für das Geschäftsjahr 2009 
	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem 	
	 Vorstand für das Geschäftsjahr 2009 
	 Entlastung zu erteilen.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der 
	 Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
	 Geschäftsjahr 2009 
	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den 	
	 Mitgliedern des Aufsichtsrats für das 
	 Geschäftsjahr 2009 Entlastung zu erteilen. 
 	
4.	 Wahl des Abschlussprüfers für das 
	 Geschäftsjahr 2010 
	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Kanzlei BFS 	
	 Bader Förster Schubert, Offenbach, zum 
	 Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2010 	
	 zu wählen. 
 	
5.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines 
	 neuen Genehmigten Kapitals mit Bezugs-		
	 rechtsausschluss 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft 
vom 11. Mai 2006 hat ein genehmigtes Kapital in 
Höhe von 1.275.000,00 EUR beschlossen und die 
Satzung entsprechend geändert. Dieses genehmig-
te Kapital wurde seither komplett ausgenutzt und das 
Grundkapital entsprechend erhöht. Die Eintragung in 
das Handelsregister ist am 26.08.2010 erfolgt.
Um dem Vorstand auch in Zukunft zu ermöglichen, 
die Eigenkapitalbasis der Gesellschaft im gesetzlich 
maximal zulässigen Umfang zu stärken, schlagen 
Vorstand und Aufsichtsrat daher vor, folgenden Be-
schluss zu fassen:

a)	 Die unter Tagesordnungspunkt 8 in der Hauptver-
sammlung vom 11. Mai 2006 erteilte Ermächtigung 
zur Erhöhung des Grundkapitals (genehmigtes Kapi-
tal) wird mit Wirkung zur Eintragung am 26.08.2010 
aufgehoben.

b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapi-
tal der Gesellschaft in der Zeit bis zum 23. Oktober 
2015 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig 
oder mehrmals um insgesamt bis zu 1.912.500,00 
EUR durch Ausgabe von bis zu 1.912.500 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 
und / oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2010). Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der 
Ausschluss des Bezugsrechts ist jedoch nur in den 
folgenden Fällen zulässig:

(I)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, 
wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse gehan-
delt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. 
die Nachfolger dieser Segmente), die Kapitalerhö-
hung zehn vom Hundert des Grundkapitals nicht 
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übersteigt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung, und der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse ge-
handelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung 
und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 
203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG un-
terschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grund-
kapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die aufgrund einer anderen entsprechenden 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben bezie-
hungsweise veräußert werden, soweit eine derartige 
Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser 
Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernah-
me der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler 
unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmitt-
lers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 
Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzu-
bieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu 
zahlen ist;

(II) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, ins-
besondere zum Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, 
gewerblichen Schutzrechten oder sonstigen Sach-
einlagen;
(III) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern 
bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder ihren 
Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldver-
schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten 
bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 
dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Aus-
übung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 
nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht 
zustünde;
(IV) soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut im Sinne 
des § 186 Abs. 5 AktG ist, zur Zeichnung zugelassen 
ist, mit der Verpflichtung, die von ihm übernommenen 
Aktien allen übrigen Aktionären entsprechend ihrem 
Anteil am Grundkapital zum Bezug anzubieten oder

(V)	 für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsver-
hältnisses entstehen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 
und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung 
und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand 
wird ermächtigt, zu bestimmen, dass die neuen Akti-
en gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut 
oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 
1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit 
der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 
Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapi-
tal 2010 abzuändern.

c)	 § 4 Abs. 7 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der 
Gesellschaft in der Zeit bis zum 23. Oktober 2015 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder 
mehrmals um insgesamt bis zu 1.912.500,00 EUR 
durch Ausgabe von bis zu 1.912.500 neuen, auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2010). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts ist jedoch nur in den folgenden 
Fällen zulässig:

(I)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, 
wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse gehan-
delt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. 
die Nachfolger dieser Segmente), die Kapitalerhö-
hung zehn vom Hundert des Grundkapitals nicht 
übersteigt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung, und der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse ge-
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handelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung 
und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 
203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG un-
terschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grund-
kapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die aufgrund einer anderen entsprechenden 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben bezie-
hungsweise veräußert werden, soweit eine derartige 
Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser 
Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernah-
me der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler 
unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmitt-
lers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 
Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzu-
bieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu 
zahlen ist;
(II)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, 
insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, 
gewerblichen Schutzrechten oder sonstigen Sach-
einlagen;
(III)	soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern 
bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder ihren 
Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldver-
schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten 
bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 
dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Aus-
übung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 
nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht 
zustünde;
(IV) soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut im Sinne 
des § 186 Abs. 5 AktG ist, zur Zeichnung zugelassen 
ist, mit der Verpflichtung, die von ihm übernommenen 
Aktien allen übrigen Aktionären entsprechend ihrem 
Anteil am Grundkapital zum Bezug anzubieten oder
(V)	 für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsver-
hältnisses entstehen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 
und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung 

und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand 
ist ermächtigt, zu bestimmen, dass die neuen Aktien 
gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut 
oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 
1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit 
der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 
Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapi-
tal 2010 abzuändern.“

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Be-
zugsrechts im Rahmen des genehmigten Kapitals 
gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 
AktG zu Tagesordnungspunkt 5

a)	 Einleitung
Der Vorstand hat zu Punkt 5 der Tagesordnung ge-
mäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 
AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für 
den Bezugsrechtsausschluss erstattet. Der Bericht 
wird wie folgt bekannt gemacht:
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesord-
nungspunkt 5 die Schaffung eines genehmigten Ka-
pitals in Höhe von bis zu 1.912.500,00 EUR vor. Das 
genehmigte Kapital soll die Flexibilität der Gesell-
schaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer Aktionäre 
zusätzliche Handlungsmöglichkeiten einräumen.
Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals ist den Aktionären grund-
sätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, das im Wege 
des mittelbaren Bezugsrechts abgewickelt werden 
kann. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten 
Fällen das Bezugsrecht ausschließen zu können.

b)	 Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen 	
	 um bis zu 10 %
Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere 
bei Barkapitalerhöhungen im Hinblick auf bis zu 10% 
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des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Aus-
übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 
ausgeschlossen werden, wenn der Ausgabepreis der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Bör-
se gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gat-
tung und Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet 
(§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, erleichterter Bezugs-
rechtsausschluss). Auf die 10 %ige Beschränkung 
sind andere Fälle des erleichterten Bezugsrechts-
ausschlusses aufgrund einer gegebenenfalls noch 
zu beschließenden Ermächtigung durch die Haupt-
versammlung anzurechnen, soweit dies gesetzlich 
geboten ist. Die Möglichkeit, das Bezugsrecht der 
Aktionäre im Hinblick auf Barkapitalerhöhungen, 
die 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, aus-
schließen zu können, versetzt die Gesellschaft in die 
Lage, zur Aufnahme neuer Mittel zur Unternehmens-
finanzierung kurzfristig, ohne das Erfordernis eines 
mindestens 14 Tage dauernden Bezugsangebotes, 
flexibel auf sich bietende günstige Kapitalmarktsitua-
tionen zu reagieren und die neuen Aktien bei institu-
tionellen Anlegern platzieren zu können. Bei dem er-
leichterten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich 
um einen gesetzlich vorgesehenen Regelfall, in dem 
das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen wer-
den kann. Durch die Beschränkung auf 10 % des im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung 
der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals wird 
das Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf 
eine quotenmäßige Verwässerung ihrer Beteiligung 
berücksichtigt. Aktionäre, die ihre Beteiligungsquo-
te beibehalten wollen, können durch Zukäufe über 
die Börse die Reduzierung ihrer Beteiligungsquote 
verhindern. Im Falle des erleichterten Bezugsrechts-
ausschlusses ist zwingend, dass der Ausgabepreis 
der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich 
unterschreitet. Damit wird dem Schutzbedürfnis der 
Aktionäre hinsichtlich einer wertmäßigen Verwässe-
rung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. Durch 
diese Festlegung des Ausgabepreises nahe am Bör-
senkurs wird sichergestellt, dass der Wert des Be-
zugsrechts für die neuen Aktien sich praktisch der 
Nullmarke nähert.

c)	 Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen
Das Bezugsrecht kann weiterhin bei Kapitalerhöhun-
gen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteili-
gungen an Unternehmen, gewerblichen Schutzrech-
ten, wie z.B. Patente, Marken oder hierauf gerichtete 
Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sons-
tigen Sachanlagen ausgeschlossen werden. Hier-
durch soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, 
auf nationalen und internationalen Märkten flexibel 
auf sich bietende Gelegenheiten insbesondere zum 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote 
zu Unternehmenszusammenschlüssen reagieren zu 
können. Insbesondere im Rahmen von Unterneh-
mens- oder Beteiligungserwerben bestehen vielfälti-
ge Gründe, Verkäufern statt eines Kaufpreises aus-
schließlich in Geld, auch Aktien oder nur Aktien zu 
gewähren. Insbesondere kann auf diese Weise die 
Liquidität der Gesellschaft geschont und der / die Ver-
käufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt werden. 
Diese Möglichkeit erhöht die Wettbewerbschancen 
der Gesellschaft bei Akquisitionen. Der Vorstand der 
Gesellschaft wird bei der Ausnutzung der Ermächti-
gung sorgfältig die Bewertungsrelation zwischen der 
Gesellschaft und der erworbenen Beteiligung bzw. 
des Unternehmens prüfen und im wohlverstandenen 
Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre den 
Ausgabepreis der neuen Aktien und die weiteren Be-
dingungen der Aktienausgabe festlegen.

d)	 Bezugsrechtsausschluss bei Schuldverschreibungen
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
zu Gunsten der Inhaber der von der Gesellschaft oder 
ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuld-
verschreibungen mit Options- oder Wandlungsrech-
ten bzw. -pflichten dient dem Zweck, Options- oder 
Bezugsrechte aus ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen auch aus genehmigtem Kapital bedienen zu 
können. Insbesondere ist daran zu denken, den Op-
tions- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den 
sogenannten Verwässerungsklauseln der Options- 
bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen 
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sondern den Inhabern der Schuldverschreibungen 
mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten 
statt dessen eine erhöhte Anzahl an Aktien anzubie-
ten.

e)	 Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge
Ferner ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht 
zur Vermeidung von Spitzenbeträgen auszuschlie-
ßen. Spitzenbeträge können sich aus dem Umfang 
des jeweiligen Volumens der Kapitalerhöhung und 
der Festlegung eines praktikablen Bezugsverhältnis-
ses ergeben. Der vorgesehene Ausschluss des Be-
zugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht ein glattes 
Bezugsverhältnis und erleichtert so die Abwicklung 
der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen freien Spitzen werden bestmög-
lich für die Gesellschaft verwertet.
Soweit der Vorstand während eines Geschäftsjahres 
die Ermächtigung ausnutzt, wird er in der folgenden 
Hauptversammlung hierüber berichten.

6.	 Änderung der Firma der Gesellschaft und 
	 entsprechende Satzungsänderung
	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, 
	 folgende Beschlüsse zu fassen:

a)	 Die Firma der Gesellschaft wird geändert in:
	 Basic Resources AG

b)	 § 1 Absatz (1) der Satzung wird wie folgt 
	 neu gefasst:

	 „Die Aktiengesellschaft führt die Firma 
	 Basic Resources AG.“

7.	 Änderung des Gegenstandes des‚ Unternehmens 
	 und Neufassung des § 2 der Satzung
	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, 
	 folgenden Beschluss zu fassen:

§ 2 (1) a) der Satzung (Gegenstand des Unterneh-
mens) wird wie folgt neu gefasst:

„1)   Gegenstand des Unternehmens ist
a)	 Investitionen in Rohstoffunternehmen ohne Fest-
legung auf spezifische Rohstoffe, sowie Investitionen 
in Unternehmen aus den Emerging Markets, sowie 
solchen Unternehmen weltweit, die von den Entwick-
lungen im Rohstoffsektor und / oder in den Emer-
ging Markets profitieren. Im Einzelnen geht es vor 
allem um den Erwerb und die Veräußerung sowie die 
Verwaltung von Beteiligungen an Kapital- und Per-
sonengesellschaften einschließlich der Beteiligung 
an börsennotierten Aktiengesellschaften weltweit im 
eigenen Namen und auf eigene Rechnung. Kaufen, 
Halten und Verkaufen derivativer Instrumente sind 
hierbei eingeschlossen. Die Gesellschaft ist darüber 
hinaus berechtigt, alle Geschäfte und Maßnahmen 
durchzuführen, die für diesen Zweck sinnvoll und 
dienlich sind.“ 

8.	 Beschlussfassung über die Anpassung der 
	 Vergütung des Aufsichtsrats, Satzungsänderung
Die jährliche Vergütung für den Aufsichtsratsvorsit-
zenden soll von Euro 15.000,00 um Euro 5.000,00 
auf Euro 20.000,00 erhöht werden. Die Vergütung 
für die beiden weiteren Aufsichtsratsmitglieder soll 
unverändert bleiben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 
§ 13 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
 „Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für je-
des volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörigkeit zum 
Aufsichtsrat eine feste Vergütung von EUR 9.000,-
-. Der Aufsichtsratsvorsitzende erhält EUR 20.000,-
-, der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende EUR 
12.000,--. Die Zahlung soll quartalsweise jeweils 
anteilig zum Ende eines Quartals erfolgen. Einem 
während des Geschäftsjahres ausscheidenden Auf-
sichtsratsmitglied wird die Vergütung zeitanteilig ge-
währt.“
Die vorstehende Regelung zur Aufsichtsratsvergü-
tung findet erstmals für das Geschäftsjahr 2010 An-
wendung. Im Übrigen gilt § 13 der Satzung.
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Teilnahme an der Hauptversammlung
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts sind nach § 15 der Sat-
zung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre be-
rechtigt, die sich spätestens bis Montag, den 18. Ok-
tober 2010, 24:00 Uhr, in Textform (§ 126b BGB) in 
deutscher oder englischer Sprache angemeldet und 
der Gesellschaft ihre Berechtigung zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts nachgewiesen haben. Aktionäre wei-
sen ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Haupt-
versammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
durch einen in Textform (§ 126b BGB) in deutscher 
oder englischer Sprache erstellten und auf den Be-
ginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, d. 
h.  Montag, den 4. Oktober 2010, 0:00 Uhr, bezo-
genen Nachweis über den Anteilsbesitz durch das 
depotführende Institut nach. Die Anmeldung und der 
Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesell-
schaft jeweils unter der nachfolgend genannten Ad-
resse spätestens bis Montag, den 18. Oktober 2010, 
24:00 Uhr, zugegangen sein:
YALTA AG
c/o Bankhaus Neelmeyer AG
Am Markt 14 – 16
28195 Bremen
Telefax: 0421 3603 153
HV@neelmeyer.de
Die Aktionäre können für die Anmeldung die ihnen 
über ihr depotführendes Institut zugesandten For-
mulare zur Eintrittskartenbestellung ausfüllen und 
an ihr depotführendes Institut zurücksenden. Das 
depotführende Institut wird daraufhin die Anmeldung 
unter gleichzeitiger Übersendung des Nachweises 
des Anteilsbesitzes an die oben aufgeführte Adresse 
vornehmen.
 
Stimmrechtsvertretung:
Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversamm-
lung teilnehmen möchten, können ihr Stimmrecht 
und/oder ihre sonstigen Rechte unter entsprechen-
der Vollmachtserteilung durch einen Bevollmäch-
tigten, auch durch eine Vereinigung von Aktionären 

oder ein Kreditinstitut, ausüben lassen. Die Erteilung 
der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft, die 
nicht an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 
oder eine andere der in § 135 AktG gleich gestellten 
Personen erteilt werden, bedürfen der Textform. Ein 
Vollmachtsvordruck befindet sich auf der Rückseite 
der Eintrittskarte.
Die vorstehenden Regelungen über die Form von 
Vollmachten erstrecken sich nicht auf die Form der 
Erteilung, ihren Widerruf und den Nachweis von Voll-
machten an Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen 
oder andere von § 135 AktG erfasste Institute oder 
Personen. Hier können Besonderheiten gelten; die 
Aktionäre werden gebeten, sich in einem solchen 
Fall mit dem zu Bevollmächtigenden rechtzeitig we-
gen einer von ihm möglicherweise geforderten Form 
der Vollmacht abzustimmen.

Anfragen und Anträge von Aktionären zu Punkten 
der Tagesordnung:
Anfragen und eventuelle Anträge von Aktionären ge-
gen einen Vorschlag der Verwaltung zu einem be-
stimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 
AktG und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 
127 AktG sind ausschließlich zu richten an:
YALTA AG
HV 2010
Kaiserstraße 39
60329 Frankfurt am Main
Telefax: 069 7680747 22
Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären zu 
Punkten der Tagesordnung, die rechtzeitig unter die-
ser Adresse eingegangen sind, und eventuelle Stel-
lungnahmen der Verwaltung werden den anderen 
Aktionären im Internet unter http://www.yaltaag.de 
zugänglich gemacht. Anderweitig adressierte Anträ-
ge werden nicht berücksichtigt.

Frankfurt am Main, im September 2010

YALTA AG
Der Vorstand
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